
4500 RM“ jährlich hatten3). Für die Bundesrepublik 
mit 48 Millionen Einwohnern gab der damalige Bundes- 
justizminister Dr. D e h l e r  die Zahl der Rechtsanwälte 
bereits im Oktober 1952 mit „mehr als 14 000“ an1). 
Seither ist angesichts des außerordentlichen Andrangs 
von Nachwuchskräften zweifellos noch eine wesentliche 
Zunahme zu verzeichnen. Bei solchen Verhältnissen 
bedeutet die Versagung der Zulassung oder die Aus­
schließung aus der Rechtsanwaltschaft in den meisten 
Fällen die wirtschaftliche Vernichtung.

Beim Zulassungsverfahren, das der Regierungsent­
wurf einer Bundesrechtsanwaltsordnung vorsieht, ist 
gegenüber dem bisherigen Rechtszustand nicht neu, 
daß über Anträge auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
die Justizverwaltung entscheidet (§ 20 des Entwurfs) 8). 
Die gleiche Bestimmung verpflichtet die Justizver­
waltung, vor der Entscheidung ein Gutachten des Vor­
standes der Anwaltskammer, einzuholen. Da die 
Justizverwaltung — außer in begrenztem Umfange bei 
einer ablehnenden Stellungnahme — an das Gutachten 
nicht gebunden ist, kommt ihm aber lediglich der Wert 
einer Verbrämung der Tatsachen zu, daß die Entschei­
dung in der Hand der Exekutive liegt. Dieser Umstand 
ist zusammen mit den obligatorischen Gründen für die 
Versagung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft, die 
§ 19 des Entwurfs aufzählt, allein entscheidend.

Neben einer Reihe von Versagungsgründen, die be­
reits aus der Rechtsanwaltsordnung von 1878 bekannt 
oder ähnlich gestaltet sind, sollen durch § 19 neue Ver­
sagungsgründe eingeführt werden, die die politische 
Haltung und Gesinnung zum Kriterium für die Ver­
sagung der Zulassung machen. So die Bestimmung des 
§ 19 Ziff. 1, nach der die Zulassung zu versagen ist, 

„wenn der Bewerber nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes ein Grundrecht ver­
wirkt hat.“

Eine viel größere Bedeutung für die beabsichtigte 
politische Auslese der Anwaltschaft hat aber die 
Generalklausel des § 19 Ziff. 6, daß die Zulassung zu 
versagen ist,

„wenn der Bewerber sich so verhalten hat, daß die 
B e s o r g n i s  begründet ist, er werde als Rechts­
anwalt die A u s ü b u n g  d e r  R e c h t s p f l e g e  
oder die Interessen der Rechtssuchenden g e f ä h r - 
d e n.“*)

Zwar wird in der Begründung des Entwurfs versucht, 
über Charakter und Zweck dieser Bestimmung mit der 
Erklärung hinwegzutäuschen, bei ihr stünde „das objek­
tive Moment der Gefährdung im Vordergrund“6). Die 
wirkliche Zielsetzung des Adenauerregimes ist aber zu 
offensichtlich, wie u. a. die richtige Einschätzung des 
jetzt in England ansässigen früheren Münchener Rechts­
anwalts Dr. Max F r i e d l ä n d e r  zeigt:

„Das ist eine Kautschukbestimmung, mit der alles 
gemacht werden könnte, was nach dem Prinzip der 
freien Advokatur nicht gemacht werden soll und 
darf: Versagung wegen politischer Gesinnung, we­
gen einer freimütigen Rede, wegen Verteidigung 
eines Standpunktes, den die entscheidenden Organe 
für gefährlich halten usw.“7)

Die geistigen Väter des Entwurfs verraten jedoch 
auch selbst, daß gerade derartiges mit der keinerlei 
bestimmte Tatbestandsmerkmale enthaltenden Bestim­
mung des § 19 Ziff. 6 durchgeführt werden soll. Bei 
dem Versuch, den Widerstand gegen diese Vorschrift 
zu dämpfen und besonders die Rechtsanwälte in die 
Irre zu führen, versichern sie, die Generalklausel 
beruhe auf Grundsätzen, die bereits in den zwanziger 
Jahren in der Rechtsprechung des Ehrengerichtshofs 
für Rechtsanwälte entwickelt wurden. Um diese Be­
hauptung zu belegen, werden dann zwei Entschei­
dungen angeführt, wobei außerordentlich aufschluß-

3) Vollmer, „Die Lage der deutschen Anwaltschaft“, DJ 1935, 
S. 1694.

4) Bundestagsprotokolle, Sitzung vom 2. Oktober 1952, S. 10 629. 
B) Das gilt allerdings nicht für das Land Rheinland-Pfalz und

das Gebiet der ehemaligen Länder Baden und Württemberg- 
Hohenzollern; dort entschieden bisher über Anträge auf Zu­
lassung zur Anwaltschaft die Vorstände der Anwaltskammem. 

♦) Sperrungen von uns. D. Verf.
6) Bundestagsdrucksaehe Nr. 1014 der 2. Wahlperiode, s. 61.
J) Friedländer in Jz 1955, Heft 1, S. 13.

reich ist, daß und wie eine von ihnen — die vom 2. Juli 
1924 — in dem entscheidenden Punkt verfälscht wird. 
Richtig heißt es in diesem Urteil des Ehrengerichtshofs: 

„Allein die Tatsache, daß der Antragsteller als 
Rechtsanwalt Unterschlagung und Untreue began­
gen hat und deshalb bestraft worden ist, erweckt 
mit Notwendigkeit die Sorge, daß er in einer 
schwierigen Lage wieder der Versuchung erliegen 
könnte.“8)

In der Begründung der Bundesrechtsanwaltsordnung 
wird das zu der Behauptung verfälscht, der Ehren­
gerichtshof habe in dem Urteil vom 2. Juli 1924

„einem Bewerber die Zulassung zur Rechts­
anwaltschaft versagt, weil dieser n a c h  s e i n e m  
G e s a m t b i l d  die Sorge erwecke, daß er in 
schwierigen Lagen der Versuchung unterliegen 
könne, sich über das Recht hinwegzusetzen.“9)

Aus dem „Gesamtbild“, d. h. nicht aus bestimmten 
strafbaren Handlungen, herleiten zu wollen, es bestehe 
die „Besorgnis“, der Bewerber werde „die Ausübung 
der Rechtspflege gefährden“ — diese Absicht der Ur­
heber des Gesetzentwurfs erweist, daß es sich bei § 19 
Ziff. 6 um eine politische Generalklausel handelt, die 
dazu dient, die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft von 
der politischen Gesinnung abhängig zu machen. Welche 
politische Gesinnung aber Grund zur Versagung der 
Zulassung sein soll, kann angesichts des sich ständig 
verschärfenden Justizterrors gegen alle Gegner der 
Adenauerpolitik, gegen alle aufrechten Patrioten und 
Demokraten nicht zweifelhaft sein.

Das erkannte offensichtlich auch der Bundestagsabge­
ordnete W a g n e r  (SPD), allerdings ohne es auszuspre­
chen, wenn er bei der ersten Beratung der Bundes- 
rechtsanwaltsordnüng in der Sitzung des Bundestags 
vom 27. April 1955 Erwägungen darüber anstellte, auf 
wen denn die Generalklausel des § 19 Ziff. 6 anzuwen­
den sei. Er erörterte, ob diese Bestimmung auf solche 
Personen zur Anwendung gelange, die „an den Zerstö­
rungen des Rechts im Dritten Reich mitgewirkt haben“, 
die „freudige Diener der Tyrannei waren und mithalfen, 
alle Freiheit und Demokratie, insbesondere alles Recht 
zu unterdrücken“. Heute trage „der größte Teil“ dieser 
Personen „wieder die Robe des Anwalts“, so daß „auf 
sie diese Bestimmungen sich kaum anwenden fassen“10 11). 
Das ist ein deutlicher Beweis für die Absicht des Aden­
auerregimes, die Generalklausel des § 19 Ziff. 6 gegen 
die fortschrittlichen, demokratischen Kräfte einzusetzen, 
während die Faschisten gleichzeitig gedeckt und geför­
dert werden.

Diese Absicht beweist auch ein von der Bundesregie­
rung gebilligter Ergänzungsvorschlag des Bundesrats, 
der verlangt, § 19 Ziff. 6 so zu fassen, daß die Versagung 
der Zulassung vorgeschrieben wird,

„wenn der Bewerber sich so verhalten hat, daß 
die B e s o r g n i s  begründet ist, er werde als 
Rechtsanwalt die v e r f a s s u n g s m ä ß i g e  
O r d n u n g ,  die Ausübung der Rechtspflege oder 
die Interessen der Rechtssuchenden gefährden.“11) 

Welcher Mißbrauch seit Jahren mit dem Begriff der 
„verfassungsmäßigen Ordnung“ bei der Siebung der 
Beamten und bei der Anwendung der Strafvorschriften 
des berüchtigten „Blitzgesetzes“ (§§ 80 ff. StGB) getrie­
ben wird, läßt die „gemeinschaftliche Stellungnahme der 
Arbeitsgemeinschaft der Kammervorstände und des 
Deutschen Anwaltsvereins“ erkennen, die sich dagegen 
ausspricht, die Zulassung davon abhängig zu machen, 

„ob das Verhalten des Bewerbers derjenigen ver- 
Jfassungsmäßigen Ordnung entspricht, wie sie von 
der jeweiligen Regierung aufgefaßt wird.“12)

Doch nicht erst durch den Änderungsvorschlag des 
Bundesrats soll die Einstellung des Bewerbers zur Re­
gierungspolitik das entscheidende Kriterium für die Zu­
lassung oder deren Versagung werden. Der Bundesrat 
läßt in der Begründung seiner Anregung selbst erken­
nen, daß der ursprüngliche, von dem Ergänzungsvor-

8) EGH Bd. 19, S. 31.
9) Bundestagsdrucksaehe Nr. 1014 der 2. Wahlperiode, S. 61.
10) „Das Parlament“ Nr. 18 vom 4. Mal 1955 (S. 11).
11) Bundestagsdrucksache Nr. 1014 der 2. Wahlperiode, S. 145.
12) zitiert nach „Das Parlament“ Nr. 18 vom 4. Mai 1955 (S. 10).
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